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► Nr.  VO/2020/09202
öffentlich

Lübeck, 17.08.2020

Anfrage 

Bearbeitung: Susanne Schaefer (E-Mail: schaefer@cdu-fraktion-luebeck.de Telefon: 122-
1061)

Anfrage gem. § 16 GeschO von BM Dr. Burkhart Eymer (CDU): Ab-
fälle aus Atomkraftwerken auf der Deponie Niemark
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

27.08.2020 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck Öffentlich zur Anhörung

Anfrage:

Die Bürgerschaft hat am 28. November 2019 beschlossen, dass keine Abfälle aus dem Ab-
riss von Atomkraftwerken auf der Deponie Niemark eingelagert werden sollen 
(VO/2019/08174-01-01). 

Dazu frage ich den Bürgermeister:

Welche Schritte hat die Verwaltung unternommen, um die Einlagerung dieser Abfälle zu ver-
hindern?

Liegt in der Zwischenzeit eine konkrete Anfrage vor, die Abfälle auf der Deponie Niemark 
einzulagern? Falls ja,  wie ist  die Hansestadt Lübeck damit umgegangen?

Liegt eine Weisung  des Landes Schleswig-Holstein vor, diese Abfälle auf der Deponie Nie-
mark einzulagern? Falls ja, wie geht die Hansestadt Lübeck damit um? Falls nein, rechnet 
die Hansestadt Lübeck mit so einer Weisung?

Ich bitte um schriftliche Beantwortung.

Begründung:

Anlagen:
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